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AfD-FrakƟon im Rat der Stadt Langenfeld 
Rathaus ▪ Konrad-Adenauer-Platz 1 ▪ 40764 Langenfeld 
 
An die Vorsitzende  
des Ausschusses für Soziales und Ordnung 
Frau Heike Lützenkirchen 
 
Rathaus  
40764 Langenfeld 
 
 

Langenfeld, 22. Juni 2026 
 
 
Anfrage: (1) Vorfälle durch sogenannte „Party-Crasher“ und (2) PrävenƟon 

organisierter sexueller Ausbeutung sowie Vermeidung insƟtuƟonellen Versagens 
 

Sehr geehrte Frau Lützenkirchen, 

biƩe lassen Sie in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales und Ordnung folgende Anfrage 

durch die Verwaltung beantworten. 

 

Begründung             
 
(1) Vorfälle durch sogenannte „Party-Crasher“ 
 

In der Facebook-Gruppe „Langenfeld“ mit rund 33.000 Mitgliedern wurde kürzlich über Vorfälle 

berichtet, bei denen eine bislang nicht näher bekannte Gruppe Geburtstagsfeiern von Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen ungebeten aufgesucht haben soll. Nach Schilderungen einzelner Nutzer seien dabei 

Gäste teilweise beläsƟgt oder beleidigt worden. Darüber hinaus wurde vereinzelt kriƟsiert, dass die 

Polizei auf entsprechende Vorfälle nicht ausreichend reagiere. 

Vor diesem Hintergrund soll geklärt werden, ob der Stadtverwaltung oder dem Ordnungsamt 

entsprechende Erkenntnisse vorliegen und welche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und PrävenƟon 

getroffen werden. 
 

(2) Organisierte sexuelle Ausbeutung und Vermeidung insƟtuƟonellen Versagens 
 

Der am 16. Juni 2026 veröffentlichte „Rape Gang Inquiry Report“ befasst sich mit Vorwürfen eines 

insƟtuƟonellen Versagens verschiedener Behörden und Einrichtungen im Vereinigten Königreich beim 
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Umgang mit Betroffenen sexueller Gewalt. KriƟsiert wird insbesondere, dass Hinweise von Betroffenen 

und deren Angehörigen über längere Zeit nicht mit der gebotenen Sorgfalt verfolgt worden seien. 

Unabhängig von den dorƟgen Umständen stellt sich grundsätzlich die Frage, durch welche Verfahren und 

Strukturen in Langenfeld sichergestellt wird, dass Hinweise auf sexuelle Gewalt sowie mögliche Formen 

organisierter sexueller Ausbeutung unabhängig von der HerkunŌ, Staatsangehörigkeit oder dem sozialen 

Hintergrund der TatverdächƟgen sorgfälƟg geprüŌ werden und insƟtuƟonelles Versagen verhindert wird. 

Darüber hinaus soll geklärt werden, welche Unterstützungs- und PrävenƟonsangebote bestehen. 

 

Fragen zu (1) Vorfällen durch sogenannte „Party-Crasher“ 
 

1. Welche InformaƟonen liegen der Stadtverwaltung und dem Ordnungsamt hinsichtlich der in 

sozialen Medien geschilderten Vorfälle durch sogenannte „Party-Crasher“ vor? 

2. Welche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und PrävenƟon wurden von der Stadtverwaltung und 

dem Ordnungsamt ergriffen oder werden derzeit geprüŌ? 

 

Fragen zu (2) Organisierte sexuelle Ausbeutung und insƟtuƟonelles Versagen 
 

1. Sind der Stadtverwaltung, dem Ordnungsamt oder anderen zuständigen Stellen Hinweise auf 

organisierte Formen sexueller Ausbeutung von Minderjährigen oder jungen Erwachsenen in 

Langenfeld bekannt? 

2. Wie wird sichergestellt, dass Hinweise und Aussagen von Betroffenen sexueller Gewalt 

unabhängig von der HerkunŌ, Staatsangehörigkeit oder ethnischen Zugehörigkeit der 

TatverdächƟgen ernst genommen, dokumenƟert und den zuständigen Stellen zugeführt 

werden? 

3. Welche Maßnahmen zur Sensibilisierung, PrävenƟon und Unterstützung bei sexueller Gewalt 

stehen insbesondere Frauen und Mädchen in FlüchtlingsunterkünŌen sowie anderen besonders 

schutzbedürŌigen Personengruppen in Langenfeld zur Verfügung? 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 
Patrick Heinz      Michael A. Kimpel 
FrakƟonsvorsitzender     Ratsherr 
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Anlagen 
(1) Vorfälle durch sogenannte „Party-Crasher“ 
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(2) PrävenƟon organisierter sexueller Ausbeutung sowie Vermeidung 
insƟtuƟonellen Versagens 
 

 
 
 
hƩps://www.therapeganginquiry.org/ 
hƩps://www.welt.de/poliƟk/ausland/plus6a3252704522e459ce2f321e/rape-
gang-inquiry-das-pure-ungezuegelte-boese-neuer-bericht-zu-
massenvergewalƟgungen-erschueƩert-grossbritannien.html 
hƩps://en.wikipedia.org/wiki/Rotherham_child_sexual_exploitaƟon_scandal 
 



 
 
 

Antwort der Verwaltung 
auf die Anfrage der AfD-Fraktion (TOP Ö 15.2)  

aus der 4. Sitzung (18. WP) des Ausschusses für Soziales und Ordnung 
 der Stadt Langenfeld am 14.07.2026 
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Frage 1:  Welche Informationen liegen der Stadtverwaltung und dem Ordnungsamt hinsicht-

lich der in sozialen Medien geschilderten Vorfälle durch sogenannte „Party-Crasher“ 
vor? 

 
Antwort:  Zu diesem Themenkomplex liegen dem Ordnungsamt keine konkreten Informatio-

nen vor. Das Thema wurde aufgrund der Diskussion in sozialen Medien in der Len-
kungsgruppe des kriminalpräventiven Rates am 17.6.2026 besprochen. Kenntnisse, 
dass es sich um immer wieder die gleichen Personen handeln soll, hat die Polizei 
nach eigenen Angaben nicht. Bekannt waren nur zwei Einsätze bei Privatpartys bei 
denen das Hausrecht durchgesetzt wurde. 

 
Frage 2:  Welche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Prävention wurden von der Stadt-

verwaltung und dem Ordnungsamt ergriffen oder werden derzeit geprüft? 
 
Antwort:  Die Lenkungsgruppe des kriminalpräventiven Rates geht nicht von einem strukturel-

len Problem aus. Daher werden keine Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Prä-
vention getroffen. Es  ist zunächst einmal die Verantwortung des Gastgebers, nicht 
eingeladene Personen nicht teilnehmen zu lassen. Gelingt das wegen des Verhal-
tens solcher Party-Crasher nicht, muss konsequenterweise die Polizei auch hinzu-
gezogen werden, damit Personalien und strukturelle Hintergründe auch aufgearbei-
tet werden können. Das Lamentieren in sozialen Netzwerken ersetzt nicht die Ein-
beziehung von Behörden. Wenn der anfragenden Fraktion weitergehende, konkrete 
Informationen vorlegen, steht es frei diese mit den Behörden zu teilen. 

  
 
Frage 3:  Sind der Stadtverwaltung, dem Ordnungsamt oder anderen zuständigen Stellen 

Hinweise auf organisierte Formen sexueller Ausbeutung von Minderjährigen oder 
jungen Erwachsenen in Langenfeld bekannt? 

 
Antwort:  Grundsätzlich unterliegen diese Daten dem Datenschutz. Daher kann die Fra-

ge nur allgemein beantwortet werden.  
Sollte das Jugendamt Langenfeld Hinweise auf sexuelle Ausbeutung von Min-
derjährigen erhalten, regelt § 8a SGB VIII das weitere Vorgehen. Das Ju-
gendamt ist dazu verpflichtet, Hinweisen zu möglichen Kindeswohlgefährdun-
gen nachzugehen und ergreift im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
Maßnahmen, um der Gefährdung entgegenzuwirken. Das Vorgehen ist hierbei 
gesetzlich im o. g. Paragrafen geregelt. Ebenso ist das weitere Vorgehen ge-
regelt, für den Fall, dass Eltern nicht gewillt oder in der Lage sind, der Gefähr-
dung für ihre Kinder entgegenzuwirken. 

 
Frage 4:  Wie wird sichergestellt, dass Hinweise und Aussagen von Betroffenen sexuel-

ler Gewalt unabhängig von der Herkunft, Staatsangehörigkeit oder ethnischen 

Zugehörigkeit der Tatverdächtigen ernst genommen, dokumentiert und den 

zuständigen Stellen zugeführt werden? 
 

Das Jugendamt Langenfeld geht jedem Hinweis nach, nimmt diesen ernst und 
leitet weitere Handlungsschritte zur Prüfung der Mitteilungen ein. Die Doku-
mentation erfolgt in der Fachsoftware. Die Akten werden gemäß § 9b SGB VIII 
aufbewahrt und Betroffene werden an Fachstellen zur Unterstützung, Bera-
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tung, Diagnostik etc. verwiesen bzw. es werden Maßnahmen der Jugendhilfe 
installiert. Bei Bedarf wird gemäß § 1666 BGB das Familiengericht angerufen, 
wenn Eltern nicht gewillt oder in der Lage sind, Gefährdungen für ihre Kinder  
entgegenzuwirken. 
 
Die Herkunft eines betroffenen Kindes spielt keinerlei Rolle. Jedes Kind hat 
die gleichen Rechte gemäß Art. 19 UN-Kinderrechtskonvention. Das Jugend-
amt übt ein Wächteramt gemäß Artikel 6 (2; 3) GG aus. Es ist jedoch keine 
Strafverfolgungsbehörde (mit Ausnahme des § 138 StGB). Es liegt eine inter-
ne Dienstanweisung zum Vorgehen bei Kindeswohlgefährdung vor. Diese be-
findet sich derzeit in Überarbeitung, da sich Prozesse, Digitalisierungen und 
gesetzliche Grundlagen verändert haben.   
 

Antwort:  Welche Maßnahmen zur Sensibilisierung, Prävention und Unterstützung bei 

sexueller Gewalt stehen insbesondere Frauen und Mädchen in Flüchtlingsun-
terkünften sowie anderen besonders schutzbedürftigen Personengruppen in 
Langenfeld zur Verfügung? 

 
In Langenfeld stehen die Beratungs- und Präventionsangebote der Fachbera-
tungsstelle Sag’s e.V. zur Verfügung. Die Einrichtung stellte ihre Angebote 
ausführlich am 12.05.2026 im Jugendhilfeausschuss vor. Eine weitere Bera-
tungsmöglichkeit besteht in der spezialisierten Fachberatungsstelle bei sexua-
lisierter Gewalt der Erziehungsberatungsstelle Langenfeld/Monheim für Eltern, 
Kinder und Familien mit Sitz in Monheim. Im erweiterten Umfeld sind Zartbitter 
Köln e.V., Punktum Köln oder die Fachberatung für Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendbildung des Landschaftsverbandes Köln erreichbar. Darüber hin-
aus gibt es das Frauen- und Kinderschutzhaus des SkFM Mettmann sowie die 
weitergehenden Beratungsangebote der Frauenberatungsstelle für Frauen mit 
und ohne Kinder, die entsprechende Angebote vermitteln.  
Auch der SKF Langenfeld bietet diverse Beratungsangebote. Zudem dient das 
BeratungsCentrum in Monheim als Anlaufstelle für Frauen und Mädchen in 
Gewaltsituationen. Der Kinderschutzbund Langenfeld ist beratend tätig und 
vermittelt bei Bedarf an Fachstellen oder das Jugendamt weiter.  
 
Mit der Polizei in Langenfeld ist das Jugendamt eng vernetzt. Die Polizei mel-
det Fälle von Gewalt an Kindern oder bei denen Kinder betroffen sein können, 
an das Jugendamt.  
 
Der Weiße Ring Mettmann ist Ansprechpartner für die Hilfe von Betroffenen. 
Maßnahmen zur Sensibilisierung von Fachkräften der Verwaltung finden kon-
tinuierlich in Form externer Schulungen, hausinterner Fachtage und durch 
Präventionsmaterial statt. Eine Sensibilisierung der Öffentlichkeit erfolgt bei-
spielsweise über Kampagnen der Unabhängigen Bundesbeauftragten gegen 
sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen (UBSKM). 
 
Alle genannten Stellen sind miteinander vernetzt und arbeiten in Einzelfällen 
ergänzend zusammen. Regelmäßige Fortbildungen und Austauschformate si-
chern eine gute Zusammenarbeit. Zuletzt fand am 15.6.2026 in der Stadthalle 
ein großer Fachtag für alle Mitarbeitenden der Langenfelder Kindertagesein-
richtungen zum Thema Kinderschutz statt. 

 
Die Sozialarbeitenden in den Flüchtlingsunterkünften sind ebenfalls fachlich  
sensibilisiert und stehen als Ansprechpartner der dort Wohnenden zur Verfügung. 
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Hinweisen zur sexualisierten Gewalt oder Ausbeutung von Bewohnenden der Un-
terkünfte geht die Sozialverwaltung nach und erstattet ggf. Anzeige.  
 

Grundsätzlich gilt in dem Themenkomplex organisierter sexueller Ausbeutung aber der Hinweis, 
dass man auf die Aussagebereitschaft und den Mut betroffener Personen angewiesen ist, die Ta-
ten anzuzeigen. 
 
 
 
Benzrath 
(Fachbereichsleitung Soziales, Recht und Ordnung) 
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Vorbemerkungen zum Thema Prävention organisierter sexueller Ausbeutung sowie 
Vermeidung institutionellen Versagens 
 
Im Fall Lügde aus dem Jahr 2019 ist das Versagen der Behörden anerkannt. Dies betraf 
jedoch nicht nur Jugendämter, sondern auch Polizei, Justiz, Gesundheitswesen etc. und die  
Zusammenarbeit zwischen Behörden.  
 
Im Gegensatz zur aktuellen Debatte in Großbritannien hat man hier jedoch eine Kommission 
und parlamentarischen Untersuchungsausschuss gegründet, entsprechende Empfehlungen 
erarbeitet und schlussendlich Gesetzesreformen (z.B. KJSG) geschaffen.  
 
Mehrere Untersuchungen kamen zu dem Ergebnis, dass Warnsignale nicht ausreichend 
verfolgt wurden, Informationen schlecht ausgetauscht wurden und Kinder dadurch nicht wirk-
sam geschützt wurden.  
 
Zu den wichtigen Änderungen im KJSG gehören: 
 

• stärkere Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen,  

• bessere Beschwerdemöglichkeiten für Kinder in Einrichtungen und Pflegefamilien,  

• strengere Anforderungen im Kinderschutz,  

• bessere Kooperation zwischen Jugendämtern und anderen Stellen,  

• stärkere Kontrolle im Pflegekinderwesen.  

 


